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ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPUBLIK OSTERREICH UND DER
DEMOKRATISCHEN VOLKSREPUBLIK ALGERIEN AUF DEM GEBIETE DER
STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM VERMOGEN

Die Regierung der Republik Osterreich und die Regierung der Demokratischen Volksrepublik Algerien,
von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermogen
abzuschlieflen,

haben Folgendes vereinbart:

Artikel 1
UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE PERSONEN

Dieses Abkommen gilt fiir Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten ansissig
sind.

Artikel 2
UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Riicksicht auf die Art der Erhebung, fiir Steuern vom Einkommen und
vom Vermdgen, die fiir Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner Gebietskorperschaften erhoben werden.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermdgen gelten alle Steuern, die vom Gesamteinkommen,
vom Gesamtvermdgen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermogens erhoben werden, einschlieBlich
der Steuern vom Gewinn aus der VerduBerung beweglichen oder unbeweglichen Vermoégens, der
Lohnsummensteuern sowie der Steuern vom Vermdgenszuwachs.

(3) Zu den bestehenden Steuern, fiir die das Abkommen gilt, gehdren insbesondere

a) in Osterreich:
1. die Einkommensteuer;
2. die Korperschaftsteuer;
3. die Grundsteuer;
4. die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben;
5.die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstiicken
(im Folgenden als ,,0sterreichische Steuern® bezeichnet).
b) in Algerien:
1. die weltweite Einkommensteuer (1'imp06t sur le revenu global);
2. die Korperschaftsteuer (1'impdt sur les bénéfices des sociétés);
3. die Berufssteuer (la taxe sur 1’activité professionnelle);
4. die Pauschalzahlung (le versement forfaitaire);
5. die Vermdgensteuer (1'imp6t sur le patrimoine);

6. die Abgabe von Schiirfertrigen sowie von den Ertragen der Erforschung, der Ausbeutung und
der Ableitung von Kohlenwasserstoffverbindungen (la redevance et 1'impdt sur les résultats
relatifs aux activités de prospection, de recherche, d’exploitation et de transport par
canalisation des hydrocarbures);

7. die Abgabe auf Bergbaugewinne (1"imp6t sur les bénéfices miniers)

(im Folgenden als ,,algerische Steuern bezeichnet);

(4) Das Abkommen gilt auch fiir alle Steuern gleicher oder im wesentlichen dhnlicher Art, die nach der
Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben werden. Die
zustidndigen Behorden der Vertragsstaaten teilen einander am Ende jeden Jahres die in ihren Steuergesetzen
eingetretenen wesentlichen Anderungen mit.

Artikel 3
ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert,

a) bedeutet der Ausdruck ,Algerien die Demokratische Volksrepublik Algerien und, im
geographischen Sinn verwendet, das Hoheitsgebiet der Demokratischen Volksrepublik Algerien,
einschlieBlich des Kiistenmeeres und der jenseits des Kiistenmeeres gelegenen Zonen, in denen die
Demokratische Volksrepublik Algerien gemil dem Volkerrecht und nach innerstaatlichem Recht
Rechtsprechung und Hoheitsrechte in Bezug auf die Erforschung und Ausbeutung der biologischen

www.ris.bka.gv.at



BGBI. Il - Ausgegeben am 16. November 2006 - Nr. 176 2von 12

und nicht biologischen natiirlichen Bodenschitze des Meeresgrundes, des Meeresuntergrundes und
der dariiber liegenden Wassersdule ausiibt;

b) bedeutet der Ausdruck ,,Osterreich® die Republik Osterreich;

c) umfasst der Ausdruck ,Person” natiirliche Personen, Gesellschaften und alle anderen
Personenvereinigungen;

d) bedeutet der Ausdruck ,,Gesellschaft® juristische Personen oder Rechtstréger, die fiir die Besteuerung
wie juristische Personen behandelt werden;

e) bedeuten die Ausdriicke ,,Unternehmen eines Vertragsstaats und ,,Unternehmen des anderen
Vertragsstaats®, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansidssigen
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat anséssigen
Person betrieben wird;

f) bedeutet der Ausdruck ,internationaler Verkehr” jede Beforderung mit einem Seeschiff oder
Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen mit tatséchlicher Geschéftsleitung in einem Vertragsstaat
betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschlieflich zwischen Orten im
anderen Vertragsstaat betrieben;

g) bedeutet der Ausdruck ,,zustindige Behorde*

i) in Algerien: den Minister fiir Finanzen oder dessen bevollméachtigten Vertreter;
ii) in Osterreich: den Bundesminister fiir Finanzen oder dessen bevollmichtigten Vertreter;
h) bedeutet der Ausdruck ,,Staatsangehdriger
1) jede natiirliche Person, die die Staatsangehorigkeit eines Vertragsstaats besitzt;
ii) jede juristische Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, die nach dem
in einem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden ist.

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts
anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm im
Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates iiber die Steuern zukommt, fiir die das Abkommen gilt,
wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer Bedeutung
hat, die der Ausdruck nach anderem Recht dieses Staates hat.

Artikel 4
ANSASSIGE PERSON

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck ,.eine in einem Vertragsstaat ansidssige Person®
eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres stindigen Aufenthalts,
des Ortes ihrer Geschiftsleitung oder eines anderen dhnlichen Merkmals steuerpflichtig ist, und umfasst auch
diesen Staat und seine Gebietskorperschaften. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine Person, die in diesem
Staat nur mit Einkiinften aus Quellen in diesem Staat oder mit in diesem Staat gelegenem Vermdgen
steuerpflichtig ist.

(2) Ist nach Absatz 1 eine natiirliche Person in beiden Vertragsstaaten ansissig, so gilt folgendes:

a) Die Person gilt als nur in dem Staat anséssig, in dem sie iiber eine stindige Wohnstitte verfligt;
verfiigt sie in beiden Staaten iiber eine stindige Wohnstitte, so gilt sie als nur in dem Staat ansissig,
zu dem sie die engeren personlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der
Lebensinteressen);

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen
hat, oder verfligt sie in keinem der Staaten iiber eine stindige Wohnstitte, so gilt sie als nur in dem
Staat ansdssig, in dem sie ihren gewohnlichen Aufenthalt hat;

c) hat die Person ihren gewdhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so gilt sie
als nur in dem Staat anséssig, dessen Staatsangehoriger sie ist;

d) ist die Person Staatsangehoriger beider Staaten oder keines der Staaten, so regeln die zustidndigen
Behorden der Vertragsstaaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen.

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natiirliche Person in beiden Vertragsstaaten anséssig, so gilt sie
als nur in dem Staat anséssig, in dem sich der Ort ihrer tatséchlichen Geschéftsleitung befindet.
Artikel 5
BETRIEBSTATTE

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck ,,Betriebstitte* eine feste Geschiftseinrichtung,
durch die die Tétigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeiibt wird.

(2) Der Ausdruck ,,Betriebstitte* umfasst insbesondere:
a) einen Ort der Leitung,
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b) eine Zweigniederlassung,

¢) eine Geschiftsstelle,

d) eine Fabrikationsstitte,

e) eine Werkstitte und

f) ein Bergwerk, ein Ol- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch
oder eine andere Stitte der Ausbeutung von Bodenschitzen.

(3) Eine Bauausfithrung oder Montage ist nur dann eine Betriebstétte, wenn ihre Dauer sechs Monate
iiberschreitet.

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstétten:

a) Einrichtungen, die ausschlieBlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Giitern oder
Waren des Unternehmens benutzt werden;

b) Bestdnde von Giitern oder Waren des Unternehmens, die ausschlieBlich zur Lagerung, Ausstellung
oder Auslieferung unterhalten werden;

¢) Bestdnde von Giitern oder Waren des Unternehmens, die ausschlieBlich zu dem Zweck unterhalten
werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden;

d) eine feste Geschéftseinrichtung, die ausschlieBlich zu dem Zweck unterhalten wird, fiir das
Unternehmen Giiter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen;

e) eine feste Geschiftseinrichtung, die ausschlieBlich zu dem Zweck unterhalten wird, fiir das
Unternehmen andere Titigkeiten auszuiiben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstatigkeit
darstellen;

f) eine feste Geschaftseinrichtung, die ausschlieSlich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der unter
lit. a bis e genannten Téatigkeiten auszuiiben, vorausgesetzt, dass die sich daraus ergebende
Gesamttitigkeit der festen Geschéftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstdtigkeit
darstellt.

(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhdngigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 - fiir ein
Unternehmen tétig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des Unternehmens Vertrage
abzuschlieflen, und iibt sie die Vollmacht dort gewdhnlich aus, so wird das Unternehmen ungeachtet der Absétze
1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat fiir alle von der Person fiir das Unternehmen ausgeiibten
Tétigkeiten eine Betriebstitte, es sei denn, diese Tatigkeiten beschranken sich auf die in Absatz 4 genannten
Tétigkeiten, die, wiirden sie durch eine feste Geschéftseinrichtung ausgeiibt, diese Einrichtung nach dem
genannten Absatz nicht zu einer Betriebstétte machten.

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstitte in einem
Vertragsstaat, weil es dort seine Tétigkeit durch einen Makler, Kommissiondr oder einen anderen unabhéngigen
Vertreter ausiibt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschéftstétigkeit handeln.

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat anséssige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht
oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansissig ist oder dort (entweder durch
eine Betriebstitte oder auf andere Weise) ihre Tétigkeit ausiibt, wird keine der beiden Gesellschaften zur
Betriebstitte der anderen.

Artikel 6
EINKUNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMOGEN

(1) Einkiinfte, die eine in einem Vertragsstaat ansédssige Person aus unbeweglichem Vermdgen
(einschlieBlich der Einkiinfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen
Vertragsstaat liegt, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Der Ausdruck ,unbewegliches Vermogen™“ hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des
Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermogen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall das Zubehdr zum
unbeweglichen Vermdgen, das lebende und tote Inventar, land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte,
fiir die die Vorschriften des Privatrechts iiber Grundstiicke gelten, Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermogen
sowie Rechte auf verdnderliche oder feste Vergiitungen fiir die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung von
Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschitzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht als
unbewegliches Vermogen.

(3) Absatz 1 gilt fiir Einkiinfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung sowie
jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermogens.

(4) Die Absitze 1 und 3 gelten auch fiir Einkiinfte aus unbeweglichem Vermogen eines Unternehmens und
fiir Einkiinfte aus unbeweglichem Vermdgen, das der Ausiibung einer selbstindigen Arbeit dient.
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Artikel 7
UNTERNEHMENSGEWINNE

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats diirfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei
denn, das Unternehmen {ibt seine Tétigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebstitte aus.
Ubt das Unternehmen seine Titigkeit auf diese Weise aus, so diirfen die Gewinne des Unternehmens im anderen
Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstétte zugerechnet werden konnen.

(2) Ubt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Titigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort
gelegene Betriebstitte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser Betriebstitte
die Gewinne zugerechnet, die sie hitte erzielen kdnnen, wenn sie eine gleiche oder &hnliche Tétigkeit unter
gleichen oder dhnlichen Bedingungen als selbstéindiges Unternehmen ausgeiibt hétte und im Verkehr mit dem
Unternehmen, dessen Betriebstitte sie ist, vollig unabhéngig gewesen wiére.

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstitte werden die fiir diese Betriebstitte entstandenen
Aufwendungen, einschlieBlich der Geschiftsfithrungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, zum Abzug
zugelassen, gleichgiiltig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstitte liegt, oder anderswo entstanden sind.
Betrige (ausgenommen solche zum Ersatz tatsédchlich entstandener Aufwendungen), die von der Betriebstétte an
den Hauptsitz oder an eine andere Geschéftsstelle des Unternehmens in Form von Lizenzgebiihren, Entgelten
oder anderen dhnlichen Zahlungen fiir die Benutzung von Patenten oder anderen Rechten, oder in Form von
Provisionen fiir die Erbringung bestimmter Leistungen oder fiir die Leitung, oder, ausgenommen bei
Bankunternehmen, in Form von Zinsen fiir Darlehen, die der Betriebstitte gewahrt worden sind, gezahlt werden,
sind jedoch nicht zum Abzug zugelassen. Dementsprechend sind Betrdge (ausgenommen solche zum Ersatz
tatsdchlich entstandener Aufwendungen), die von der Betriebstitte dem Hauptsitz oder einer anderen
Geschiftsstelle des Unternehmens in Form von Lizenzgebiihren, Entgelten oder &hnlichen Zahlungen fiir die
Benutzung von Patenten oder anderen Rechten, oder in Form von Provisionen fiir die Erbringung bestimmter
Leistungen oder fiir die Leitung, oder, ausgenommen bei Bankunternehmen, in Form von Zinsen fiir Darlehen,
die dem Hauptsitz oder einer anderen Geschiftsstelle gewéhrt worden sind, in Rechnung gestellt werden, bei der
Ermittlung der Gewinne dieser Betriebstitte nicht zu berticksichtigen.

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat iiblich ist, die einer Betriebstétte zuzurechnenden Gewinne durch
Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schlieBt Absatz 2 nicht
aus, dass dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der iiblichen Aufteilung ermittelt; die gewahlte
Gewinnaufteilung muss jedoch derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundséitzen dieses Artikels
iibereinstimmt.

(5) Auf Grund des blolen Einkaufs von Giitern oder Waren fiir das Unternehmen wird einer Betriebstatte
kein Gewinn zugerechnet.

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absétze sind die der Betriebstitte zuzurechnenden Gewinne jedes
Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass ausreichende Griinde dafiir bestehen, anders zu verfahren.

(7) Gehoren zu den Gewinnen Einkiinfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so
werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht beriihrt.
Artikel 8
SEESCHIFFFAHRT UND LUFTFAHRT

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr diirfen nur
in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsdchlichen Geschiftsleitung des Unternehmens
befindet.

(2) Befindet sich der Ort der tatsédchlichen Geschiftsleitung eines Unternehmens der Seeschifffahrt an Bord
eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in dem der Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn
kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragsstaat, in dem die Person ansissig ist, die das Schiff betreibt.

(3) Absatz 1 gilt auch fiir Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder
einer internationalen Betriebsstelle.
Artikel 9
VERBUNDENE UNTERNEHMEN
(1) Wenn

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschiftsleitung, der
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschiftsleitung, der Kontrolle oder dem
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats
beteiligt sind
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und in diesen Fillen die beiden Unternehmen in ihren kaufminnischen oder finanziellen Beziehungen an
vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die unabhingige
Unternehmen miteinander vereinbaren wiirden, so diirfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese
Bedingungen erzielt hétte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens
zugerechnet und entsprechend besteuert werden.

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates Gewinne
zugerechnet - und entsprechend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in diesem
Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die das Unternehmen
des erstgenannten Staates erzielt hétte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten Bedingungen
die gleichen gewesen wiren, die unabhingige Unternehmen miteinander vereinbaren wiirden, so nimmt der
andere Staat eine entsprechende Anderung der dort von diesen Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei dieser
Anderung sind die iibrigen Bestimmungen dieses Abkommens zu beriicksichtigen; erforderlichenfalls werden
die zustidndigen Behorden der Vertragsstaaten einander konsultieren.

Artikel 10
DIVIDENDEN

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansidssige Gesellschaft an eine im anderen Vertragsstaat
ansdssige Person zahlt, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden diirfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ansidssig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der
Empfanger der Dividenden der Nutzungsberechtigte ist, nicht ibersteigen:

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft
(jedoch keine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar {iber mindestens 10 vom Hundert des
Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfiigt;

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Fillen.

Die zustindigen Behorden der Vertragsstaaten regeln in gegenseitigem Einvernehmen, wie diese
Begrenzungsbestimmung durchzufiihren ist.

Dieser Absatz beriihrt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in bezug auf die Gewinne, aus denen die
Dividenden gezahlt werden.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,Dividenden* bedeutet Einkiinfte aus Aktien, Genussaktien
oder Genussscheinen, Kuxen, Griinderanteilen oder anderen Rechten - ausgenommen Forderungen - mit
Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkiinfte, die nach dem Recht des
Staates, in dem die ausschiittende Gesellschaft ansissig ist, den Einkiinften aus Aktien steuerlich gleichgestellt
sind.

(4) Die Absédtze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansissige
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansissig ist,
eine gewerbliche Tétigkeit durch eine dort gelegene Betriebstitte oder eine selbstindige Arbeit durch eine dort
gelegene feste Einrichtung ausiibt und die Beteiligung, fiir die die Dividenden gezahlt werden, tatsdchlich zu
dieser Betriebstitte oder festen Einrichtung gehort. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14
anzuwenden.

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansédssige Gesellschaft Gewinne oder Einkiinfte aus dem anderen
Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden besteuern, es sei
denn, dass diese Dividenden an eine im anderen Staat ansdssige Person gezahlt werden oder dass die
Beteiligung, fiir die die Dividenden gezahlt werden, tatsdchlich zu einer im anderen Staat gelegenen Betriebstétte
oder festen Einrichtung gehort, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer fiir nichtausgeschiittete Gewinne
unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die nichtausgeschiitteten Gewinne ganz oder teilweise
aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkiinften bestehen.

Artikel 11

ZINSEN

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat anséssige Person
gezahlt werden, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Zinsen diirfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Empfanger der Zinsen der Nutzungsberechtigte ist, 10
vom Hundert des Bruttobetrags der Zinsen nicht iibersteigen.

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 diirfen die in Absatz 1 genannten Zinsen nur in dem Vertragsstaat besteuert
werden, in dem der Nutzungsberechtigte der Zinsen anséssig ist, wenn sie
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a) im Zusammenhang mit dem Verkauf auf Kredit von gewerblichen, kaufminnischen oder
wissenschaftlichen Ausriistungen oder

b) im Zusammenhang mit dem Verkauf auf Kredit von Waren oder der Erbringung von
Dienstleistungen durch ein Unternehmen an ein anderes Unternehmen stehen oder

¢) fur ein Darlehen jeder Art, welches von einem Kreditinstitut gewéhrt oder garantiert wird, gezahlt
werden.

(4) Ungeachtet des Absatzes 2 sind Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen, in diesem Staat von der
Besteuerung ausgenommen, wenn

a) der Schuldner der Zinsen dieser Staat oder eine seiner Gebietskorperschaften ist oder

b) die Zinsen an den anderen Vertragsstaat oder an eine seiner Gebietskdrperschaften oder an
Institutionen oder Einrichtungen (einschlieBlich Kreditinstitute) gezahlt werden, die diesem anderen
Staat oder einer seiner Gebietskorperschaften gehdren, oder

c¢) die Zinsen an andere Institutionen oder Einrichtungen (einschlieBlich Kreditinstitute) auf Grund von
Finanzierungen gezahlt werden, die von diesen im Rahmen einer zwischen den Vertragsstaaten
geschlossenen Vereinbarung gewéhrt wurden.

(5) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,Zinsen* bedeutet Einkiinfte aus Forderungen jeder Art,
auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstiicken gesichert oder mit einer Beteiligung am Gewinn
des Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere Einkiinfte aus 6ffentlichen Anleihen und aus Obligationen
einschlieflich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschldge fiir verspétete
Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels.

(6) Die Absdtze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat anséssige
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tétigkeit durch
eine dort gelegene Betriebstitte oder eine selbstindige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausiibt
und die Forderung, fiir die die Zinsen gezahlt werden, tatsdchlich zu dieser Betriebstitte oder festen Einrichtung
gehort. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.

(7) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in diesem Staat
ansdssige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Riicksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat
ansdssig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstétte oder feste Einrichtung und ist die Schuld, fiir die
die Zinsen gezahlt werden, fiir Zwecke der Betriebstitte oder der festen Einrichtung eingegangen worden, so
gelten die Zinsen als aus dem Vertragsstaat stammend, in dem die Betriebstitte oder die feste Einrichtung liegt.

(8) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von ihnen und
einem Dritten besondere Beziehungen und iibersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der zugrundeliegenden
Forderung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziechungen vereinbart hitten, so
wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der iibersteigende Betrag nach
dem Recht ecines jeden Vertragsstaats und unter Beriicksichtigung der anderen Bestimmungen dieses
Abkommens besteuert werden.

Artikel 12
LIZENZGEBUHREN

(1) Lizenzgebiihren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat anséssige
Person gezahlt werden, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Lizenzgebiihren diirfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Empfanger der Nutzungsberechtigte der
Lizenzgebiihren ist, 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebiihren nicht iibersteigen.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,Lizenzgebiihren“ bedeutet Vergiitungen jeder Art, die fiir
die Benutzung oder fiir das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, kiinstlerischen oder
wissenschaftlichen Werken, einschlieBlich kinematographischer Filme, von Patenten, Marken, Mustern oder
Modellen, Planen, geheimen Formeln oder Verfahren oder fiir die Mitteilung gewerblicher, kaufménnischer oder
wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden.

(4) Die Absdtze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat anséssige
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebiihren stammen, eine gewerbliche
Tétigkeit durch eine dort gelegene Betriebstitte oder eine selbstindige Arbeit durch eine dort gelegene feste
Einrichtung ausiibt und die Rechte oder Vermogenswerte, fiir die die Lizenzgebiihren gezahlt werden, tatsdchlich
zu dieser Betriebstitte oder festen Einrichtung gehoren. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14
anzuwenden.

(5) Lizenzgebiihren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in diesem
Staat ansdssige Person ist. Hat aber der Schuldner der Lizenzgebiihren, ohne Riicksicht darauf, ob er in einem
Vertragsstaat ansissig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstitte oder feste Einrichtung und ist die
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Verpflichtung, fiir die die Lizenzgebiihren gezahlt werden, fiir Zwecke der Betriebstitte oder der festen
Einrichtung eingegangen worden, so gelten die Lizenzgebiihren als aus dem Vertragsstaat stammend, in dem die
Betriebstitte oder die feste Einrichtung liegt.

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von ihnen und
einem Dritten besondere Beziehungen und iibersteigen deshalb die Lizenzgebiihren, gemessen an der
zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen
vereinbart hétten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der
iibersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Beriicksichtigung der anderen
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden.

Artikel 13
GEWINNE AUS DER VERAUSSERUNG VON VERMOGEN

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansdssige Person aus der VerduBerung unbeweglichen
Vermdgens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, diirfen im anderen Staat
besteuert werden.

(2) Gewinne aus der VerduBerung beweglichen Vermogens, das Betriebsvermogen einer Betriebstitte ist,
die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung
gehort, die einer in einem Vertragsstaat anséssigen Person fiir die Ausiibung einer selbstindigen Arbeit im
anderen Vertragsstaat zur Verfiigung steht, einschlieBlich derartiger Gewinne, die bei der VerduBerung einer
solchen Betriebstitte (allein oder mit dem iibrigen Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung erzielt
werden, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(3) Gewinne aus der VerduBerung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im internationalen Verkehr
betrieben werden, und von beweglichem Vermogen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient,
diirfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsichlichen Geschéftsleitung des
Unternehmens befindet.

(4) Gewinne aus der VerduBerung des in den Absétzen 1, 2 und 3 nicht genannten Vermdgens diirfen nur in
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der VerduBerer anséssig ist.

Artikel 14
SELBSTANDIGE ARBEIT

(1) Einkiinfte, die eine in einem Vertragsstaat anséssige Person aus einem freien Beruf oder aus sonstiger
selbstindiger Tétigkeit bezieht, diirfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn,

a) dass der Person im anderen Vertragsstaat fiir die Ausiibung ihrer Tatigkeit gewohnlich eine feste
Einrichtung zur Verfiigung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur Verfiigung, so diirfen die
Einkiinfte im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung
zugerechnet werden kdnnen; oder

b) dass sie sich im anderen Vertragsstaat mindestens 183 Tage oder langer wihrend des betreffenden
Steuerjahres aufhélt. In diesem Fall darf nur jener Teil der fiir diese Tatigkeit erzielten Einkiinfte im
anderen Staat besteuert werden, der auf die im anderen Staat ausgeiibten Tatigkeiten entfillt.

(2) Der Ausdruck ,freier Beruf umfasst insbesondere die selbstindig ausgeiibte wissenschaft'l_iche,
literarische, kiinstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tétigkeit sowie die selbstdndige Tétigkeit der Arzte,
Rechtsanwilte, Ingenieure, Architekten, Zahnirzte und Buchsachverstandigen.

Artikel 15
UNSELBSTANDIGE ARBEIT

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18, 19 und 20 diirfen Gehélter, Lohne und dhnliche Vergiitungen, die eine
in einem Vertragsstaat anséssige Person aus unselbstidndiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat besteuert
werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeiibt. Wird die Arbeit dort ausgeiibt, so diirfen
die dafiir bezogenen Vergiitungen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes | diirfen Vergiitungen, die eine in einem Vertragsstaat anséssige Person fiir
eine im anderen Vertragsstaat ausgeiibte unselbstindige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat besteuert
werden, wenn

a) der Empfanger sich im anderen Staat insgesamt nicht langer als 183 Tage wihrend des betreffenden
Steuerjahres aufhalt und

b) die Vergiitungen von einem Arbeitgeber oder fiir einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im
anderen Staat ansdssig ist, und

¢) die Vergiitungen nicht von einer Betriebstitte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die der
Arbeitgeber im anderen Staat hat.
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(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels diirfen Vergiitungen fiir unselbstéindige
Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das im internationalen Verkehr betrieben wird,
ausgelibt wird, in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsdchlichen Geschéftsleitung des
Unternehmens befindet.

Artikel 16
AUFSICHTSRATS- UND VERWALTUNGSRATSVERGUTUNGEN

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergiitungen und dhnliche Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat
ansdssige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats einer Gesellschaft
bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansdssig ist, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

Artikel 17
KUNSTLER UND SPORTLER

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 diirfen Einkiinfte, die eine in einem Vertragsstaat anséssige Person
als Kiinstler, wie Biihnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkiinstler sowie Musiker, oder als Sportler aus ihrer im
anderen Vertragsstaat personlich ausgeiibten Téatigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert werden.

(2) FlieBen FEinkiinfte aus einer von einem Kiinstler oder Sportler in dieser Eigenschaft personlich
ausgeiibten Tatigkeit nicht dem Kiinstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so diirfen diese
Einkiinfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Kiinstler oder
Sportler seine Tatigkeit ausiibt.

(3) Einkiinfte aus einer in den Absédtzen 1 und 2 genannten Tatigkeit, die auf Grund eines zwischen den
Regierungen der Vertragsstaaten abgeschlossenen Kulturabkommens oder einer Vereinbarung ausgeiibt wird,
sind in dem Vertragsstaat, in dem die Tatigkeit ausgeiibt wird, von der Besteuerung ausgenommen, wenn der
Aufenthalt in diesem Staat zur Génze oder iiberwiegend aus Offentlichen Mitteln eines oder beider
Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskorperschaften finanziert wird. Die Vergiinstigungen dieses Absatzes finden
gleicher Maflen auf nicht auf Gewinnerzielung gerichtete Veranstaltungen Anwendung.

Artikel 18
RUHEGEHALTER

(1) Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 diirfen Ruhegehélter und &hnliche Vergiitungen, die einer in
einem Vertragsstaat ansidssigen Person fiir frithere unselbstindige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem Staat
besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 diirfen Ruhegehélter und dhnliche Vergiitungen, die auf Grund der
gesetzlichen Sozialversicherung eines Vertragsstaats gezahlt werden, in diesem Vertragsstaat besteuert werden.

Artikel 19
OFFENTLICHER DIENST

(1) a) Gehiélter, Lohne und &hnliche Vergiitungen, ausgenommen Ruhegehélter, die von einem
Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskorperschaften an eine natiirliche Person fiir die diesem Staat oder der
Gebietskorperschaft geleisteten Dienste gezahlt werden, diirfen nur in diesem Staat besteuert werden.

b) Diese Gehilter, Lohne und dhnlichen Vergiitungen diirfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat
besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat geleistet werden und die natiirliche Person in
diesem Staat ansissig ist und

1) ein Staatsangehoriger dieses Staates ist oder

ii) nicht ausschlieBlich deshalb in diesem Staat anséssig geworden ist, um die Dienste zu leisten.

(2) a) Ruhegehiilter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskorperschaften oder aus

einem von diesem Staat oder der Gebietskorperschaft errichteten Sondervermdgen an eine natiirliche
Person fiir die diesem Staat oder der Gebietskdrperschaft geleisteten Dienste gezahlt werden, diirfen
nur in diesem Staat besteuert werden.

b) Diese Ruhegehilter diirfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die
natiirliche Person in diesem Staat anséssig ist und ein Staatsangehoriger dieses Staates ist.

(3) Auf Gehilter, Lohne und é&hnliche Vergiitungen und Ruhegehélter fiir Dienstleistungen, die im
Zusammenhang mit einer gewerblichen Tétigkeit eines Vertragsstaats oder einer seiner Gebietskorperschaften
erbracht werden, sind die Artikel 15, 16, 17 oder 18 anzuwenden.
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Artikel 20
STUDENTEN

(1) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat ausschlielich
zum Studium oder zur Ausbildung aufhilt und der im anderen Vertragsstaat anséssig ist oder dort unmittelbar
vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansdssig war, flir seinen Unterhalt, sein Studium oder seine
Ausbildung erhilt, diirfen im erstgenannten Staat nicht besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen
auflerhalb dieses Staates stammen.

(2) Vergiitungen, die ein Student oder Lehrling, der in einem Vertragsstaat anséssig ist oder vorher dort
ansdssig war, fiir eine Beschiftigung erhélt, die er in dem anderen Vertragsstaat insgesamt nicht langer als 183
Tage wihrend des betreffenden Steuerjahres ausiibt, werden in dem anderen Staat nicht besteuert, wenn die
Beschéftigung in unmittelbarem Zusammenhang mit seinen im erstgenannten Staat ausgeiibten Studien oder
seiner dort ausgeiibten Ausbildung steht.

Artikel 21
ANDERE EINKUNFTE

(1) Einkiinfte einer in einem Vertragsstaat ansdssigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht
behandelt wurden, diirfen ohne Riicksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden.

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkiinfte als solche aus unbeweglichem Vermdgen im Sinne des Artikels 6
Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat anséssige Empfanger im anderen Vertragsstaat eine
gewerbliche Tatigkeit durch eine dort gelegene Betriebstitte oder eine selbstindige Arbeit durch eine dort
gelegene feste Einrichtung ausiibt und die Rechte oder Vermogenswerte, fiir die die Einkiinfte gezahlt werden,
tatsdchlich zu dieser Betriebstitte oder festen Einrichtung gehoren. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise
Artikel 14 anzuwenden.

(3) Einkiinfte auf Grund der Sozialgesetzgebung, die eine in einem Vertragsstaat ansissige Person aus dem
anderen Vertragsstaat bezieht, diirfen im erstgenannten Staat nicht besteuert werden, wenn sie nach dem Recht
des anderen Vertragsstaats von der Besteuerung ausgenommen wiren.

Artikel 22
VERMOGEN

(1) Unbewegliches Vermogen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat anséssigen Person
gehort und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat besteuert werden.

(2) Bewegliches Vermdgen, das Betriebsvermogen einer Betriebstitte ist, die ein Unternehmen eines
Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehort, die einer in einem
Vertragsstaat ansédssigen Person fiir die Ausiibung einer selbstindigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur
Verfligung steht, darf im anderen Staat besteuert werden.

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Verkehr betrieben werden, sowie bewegliches
Vermogen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, diirfen nur in dem Vertragsstaat besteuert
werden, in dem sich der Ort der tatsdchlichen Geschéiftsleitung des Unternehmens befindet.

(4) Alle anderen Vermdgensteile einer in einem Vertragsstaat ansdssigen Person diirfen nur in diesem Staat
besteuert werden.

Artikel 23
METHODE ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG

(1) In Osterreich wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:

a) Bezieht eine in Osterreich ansissige Person Einkiinfte oder hat sie Vermdgen und diirfen diese
Einkiinfte oder dieses Vermdgen nach diesem Abkommen in Algerien besteuert werden, so nimmt
Osterreich vorbehaltlich der lit. b und ¢ diese Einkiinfte oder dieses Vermdgen von der Besteuerung
aus.

b) Bezieht eine in Osterreich ansissige Person Einkiinfte, die nach den Artikeln 10, 11 und 12 in
Algerien besteuert werden diirfen, so rechnet Osterreich auf die vom Einkommen dieser Person zu
erhebende Steuer den Betrag an, der der in Algerien gezahlten Steuer entspricht. Der anzurechnende
Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht iibersteigen, der auf die
aus Algerien bezogenen Einkiinfte entfallt.

c¢) Dividenden im Sinne des Artikels 10 Absatz 2 lit. a, die von einer in Algerien ansdssigen
Gesellschaft an eine in Osterreich ansissige Gesellschaft gezahlt werden, sind, vorbehaltlich der
entsprechenden Bestimmungen des innerstaatlichen Rechts Osterreichs, aber ungeachtet allfilliger
nach diesem Recht abweichender Mindestbeteiligungserfordernisse, in Osterreich von der
Besteuerung ausgenommen.
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(2) In Algerien wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:

Bezieht eine in Algerien ansdssige Person Einkiinfte oder hat sie Vermdgen und diirfen diese Einkiinfte
oder dieses Vermdgen nach diesem Abkommen in Osterreich besteuert werden, so rechnet Algerien

a) auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Osterreich
gezahlten Steuer vom Einkommen entspricht;

b) auf die vom Vermdgen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Osterreich
gezahlten Steuer vom Vermogen entspricht.

Der anzurechnende Betrag darf jedoch in beiden Fillen den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer
vom Einkommen oder vom Vermégen nicht iibersteigen, der auf die Einkiinfte, die in Osterreich besteuert
werden diirfen, oder auf das Vermogen, das dort besteuert werden darf, entfallt.

(3) Einkiinfte oder Vermdgen einer in einem Vertragsstaat ansdssigen Person, die nach dem Abkommen
von der Besteuerung in diesem Staat auszunehmen sind, diirfen gleichwohl in diesem Staat bei der Festsetzung
der Steuer fiir das iibrige Einkommen oder Vermogen der Person einbezogen werden.

Artikel 24
GLEICHBEHANDLUNG

(1) Staatsangehorige eines Vertragsstaats diirfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit
zusammenhdngenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und
die damit zusammenhingenden Verpflichtungen, denen Staatsangehorige des anderen Staates unter gleichen
Verhiltnissen, insbesondere hinsichtlich der Anséssigkeit, unterworfen sind oder unterworfen werden kénnen.
Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch fiir Personen, die in keinem Vertragsstaat anséssig sind.

(2) Die Besteuerung einer Betriebstitte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat
hat, darf im anderen Staat nicht ungiinstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des anderen Staates, die
die gleiche Tétigkeit ausiiben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie einen Vertragsstaat,
den im anderen Vertragsstaat ansdssigen Personen Steuerfreibetrdge, -vergiinstigungen und -erméfigungen auf
Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu gewéhren, die er seinen ansdssigen Personen gewéhrt.

(3) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 8 oder Artikel 12 Absatz 6 anzuwenden ist, sind
Zinsen, Lizenzgebiihren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im anderen
Vertragsstaat ansédssige Person zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses Unternehmens
unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansdssige Person zum Abzug
zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats gegeniiber einer im
anderen Vertragsstaat ansédssigen Person hat, bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Vermdgens dieses
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden gegeniiber einer im erstgenannten Staat anséssigen
Person zum Abzug zuzulassen.

(4) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar einer
im anderen Vertragsstaat anséssigen Person oder mehreren solchen Personen gehdrt oder ihrer Kontrolle
unterliegt, diirfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhédngenden Verpflichtung
unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhingenden
Verpflichtungen, denen andere &hnliche Unternehmen des erstgenannten Staates unterworfen sind oder
unterworfen werden konnen.

(5) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 fiir Steuern jeder Art und Bezeichnung.

Artikel 25
VERSTANDIGUNGSVERFAHREN

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Mafinahmen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten fiir
sie zu einer Besteuerung fiihren oder fiihren werden, die diesem Abkommen nicht entspricht, so kann sie
unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der
zustindigen Behorde des Vertragsstaats, in dem sie ansdssig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 24 Absatz 1
erfasst wird, der zustdndigen Behdrde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehdoriger sie ist. Der Fall
muss innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maflnahme unterbreitet werden, die zu einer dem
Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung fiihrt.

(2) Halt die zustdndige Behorde die Einwendung fiir begriindet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine
befriedigende Losung herbeizufiihren, so wird sie sich bemiihen, den Fall durch Verstindigung mit der
zustidndigen Behorde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht entsprechende
Besteuerung vermieden wird. Die Verstindigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des innerstaatlichen Rechts
der Vertragsstaaten durchzufiihren.

(3) Die zustiandigen Behorden der Vertragsstaaten werden sich bemiihen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die
bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen.
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Sie kdnnen auch gemeinsam dariiber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in Fillen vermieden werden kann, die
im Abkommen nicht behandelt sind.

(4) Die zustindigen Behdrden der Vertragsstaaten konnen zur Herbeifihrung einer Einigung im Sinne der
vorstehenden Absétze unmittelbar miteinander verkehren, gegebenenfalls auch durch eine aus ihnen oder ihren
Vertretern bestehende gemeinsame Kommission.

Artikel 26
INFORMATIONSAUSTAUSCH

(1) Die zustindigen Behorden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur Durchfiihrung
dieses Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten betreffend die unter das Abkommen
fallenden Steuern erforderlich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen
widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 nicht eingeschrankt. Alle Informationen, die ein
Vertragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses
Staates beschafften Informationen und diirfen nur den Personen oder Behdrden (einschlieBlich der Gerichte und
der Verwaltungsbehorden) zuginglich gemacht werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der
Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das
Abkommen fallenden Steuern befasst sind. Diese Personen oder Behorden diirfen die Informationen nur fiir
diese Zwecke verwenden. Sie diirfen die Informationen in einem 6ffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer
Gerichtsentscheidung offen legen.

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat,

a) VerwaltungsmafBnahmen durchzufiihren, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses
oder des anderen Vertragsstaats abweichen;

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im tiblichen Verwaltungsverfahren dieses oder
des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden konnen;

c¢) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein
Geschiftsverfahren preisgeben wiirden oder deren Erteilung dem Ordre public oder den von einem
Staat gewéhrten Grundrechten, insbesondere auf dem Gebiete des Datenschutzes, widerspriche.

Artikel 27
VOLLSTRECKUNGSAMTSHILFE

(1) Die Vertragsstaaten stimmen {iberein, einander Amtshilfe im Vollstreckungsverfahren zu leisten und die
unter das Abkommen fallenden Steuern, einschlieBlich der gesetzlichen Zuschlige, zusétzlichen Forderungen,
Verspatungszuschldge, Zinsen und damit im Zusammenhang stehenden Kosten, gemi3 dem innerstaatlichen
Recht oder der Verwaltungspraxis einzubringen, sofern diese Abgabenbetrige nach dem Recht und der
Verwaltungspraxis des um Amtshilfe ersuchenden Staates rechtskréftig festgesetzt und vollstreckbar sind.

(2) Die  Verfahrensvorschriften  zur ~ Anwendung  dieses  Artikels werden in  einem
Verwaltungsiibereinkommen zwischen den zustindigen Behdrden der Vertragsstaaten vereinbart werden.

Artikel 28
MITGLIEDER DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND KONSULARISCHER VERTRETUNGEN

Dieses Abkommen beriihrt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern diplomatischer Missionen
und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Vélkerrechts oder auf Grund besonderer
Ubereinkiinfte zustehen.

Artikel 29
INKRAFTTRETEN

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden werden so bald wie mdglich
ausgetauscht.

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der dem Monat folgt, in dem der
Austausch der Ratifikationsurkunden erfolgt ist, und seine Bestimmungen finden sodann erstmals Anwendung:
a) in Bezug auf die an der Quelle erhobenen Steuern fiir Betrdge, die am oder nach dem Zeitpunkt des
Inkrafttretens gezahlt oder gutgeschrieben werden;
b) in Bezug auf die iibrigen Steuern fiir Steuern, die fiir das Kalenderjahr erhoben werden, in dem das
Abkommen in Kraft getreten ist oder fiir Wirtschaftsjahre, die in diesem Jahr begonnen haben.
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Artikel 30
KUNDIGUNG

(1) Dieses Abkommen bleibt ohne zeitliche Begrenzung in Kraft. Jeder Vertragsstaat kann das Abkommen
nach Ablauf von fiinf Jahren nach seinem Inkrafttreten unter Einhaltung einer Frist von mindestens sechs
Monaten auf diplomatischem Weg zum Ende eines Kalenderjahres kiindigen.

(2) In diesem Fall findet das Abkommen letztmalig Anwendung
a) in Bezug auf die an der Quelle erhobenen Steuern fiir Betrige, die spitestens am 31. Dezember des
Kalenderjahres gezahlt oder gutgeschrieben werden, zu dessen Ende die Kiindigung erfolgt ist;
b) in Bezug auf die iibrigen Steuern fiir Steuern, die fiir das Kalenderjahr erhoben werden, zu dessen
Ende die Kiindigung erfolgt ist, oder fiir Wirtschaftsjahre, die in diesem Jahr begonnen haben.
ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehdrig Bevollméchtigten der beiden Vertragsstaaten dieses
Abkommen unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Wien, am 17. Juni 2003, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher, arabischer und
franzosischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaBen authentisch ist. Bei Auslegungsunterschieden
hinsichtlich der Bestimmungen dieses Abkommens geht der franzdsische Text vor.

Fiir die Regierung der Republik Osterreich: Fiir die Regierung der Demokratischen
Volksrepublik Algerien:

Benita Ferrero-Waldner m.p. Abdellatif Benachenhou m.p.
Bt Unterzeichner serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
\ T
o g e Datum/Zeit 2017-11-27T13:34:48+01:00
q #
o ¥ < Informationen zur Priifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Prifinformation Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Prifung des Ausdrucks finden Sie unter:
BUNDESKAMNZLERAMT https://www.bka.gv.at/verifizierung
AMTSSIGNATUR Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.

www.ris.bka.gv.at 12




		2017-11-27T13:34:48+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




